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Von Benno Schirrmeister

Die Klage, so will es das Sprichwort, ist des 
Kaufmanns Gruß und zum Jammern hatten 
sich die Vertreter*innen der Handelskammer 
beim gestrigen ersten Innenstadtgipfel offen-
bar verabredet: Dort traten sie auf als Präses, als 
„Investoren“, als Vertreter der „City-Initiative“ 
und nutzten ihr personelles Übergewicht, um 
die Obere Rathaushalle zum Schauplatz eines 
Abwehrkampfs umzumünzen: Das, was als au-
tofreie City überall, wo es bislang ausprobiert 
wurde, die Innenstädte als multifunktionale 
Zentren belebt und Madrid sogar einen regel-
rechten Einkaufsboom beschert hat, beschwo-
ren sie als „Todesstoß“ ins Herz der Hansestadt.

„Autofreie Innenstadt, das ist das Ende“, spe-
kulierte Immobilien- und Bauunternehmer 
Marco Bremermann. Kultur rette die City auf 
keinen Fall, wusste er. Und „das Umrüsten der 
Innenstadt in ein Wohnquartier wird Gene-
rationen dauern“. So geht Veränderung. Zwar 
warnte Hellena Harttung, Leiterin des Ort-
samts Mitte-Östliche Vorstadt, es sei „nicht 
schlau“ das, was Bremen derzeit an Entwick-
lung probiere, systematisch schlechtzureden. 

Aber kompensieren ließ sich so 
die Einladungspolitik des Rathau-
ses nicht: Wer als Akteure in großer 
Stückzahl lautstarke Besitzstands-
wahrungsprofis einlädt, wird keine 
Innovation ernten.

Vertreter*innen der aktuellen 
sozialen Bewegungen, der kultu-
rellen Institutionen oder der Kre-
ativwirtschaft, denen vielleicht 
wirklich zugetraut werden könnte, 
Ideen zu entwickeln oder zumin-
dest sie anzustoßen, waren nicht 
da oder wenn, dann sehr still. Und 
versehentlich hatte man nicht ein-

mal die einschlägige und bundesweit beach-
tete ZwischenZeitZentrale eingeladen. Deren 
Zwischennutzungspraxis, die momentan die 
Ex-Könnecke-Fabrik zu einem Zukunfts-Labor 
macht, hatte in Bremen sogar eine ganze Weile 
das failed Einkaufszentrum des Lloydhof bele-
ben können: 23 Initiativen fanden darin Platz. 
Einige Unternehmen sind daraus hervorgegan-
gen. Dann übernahmen die Profis von der „City 
Initiative“ mit deutlich mehr öffentlicher För-
derung. Seither ist es ruhig geworden im Lloyd-
hof, um nicht zu sagen: grabesstill.

Dass Zwischennutzung eines der dringend 
benötigten Konzepte für die Zeit nach Corona 
sein würde, darauf hatte schon der Dortmun-
der Stadtforscher Stefan Kruse im Impulsvor-
trag hingewiesen. Denn „die Welle der Insol-
venzen wird kommen“, bestätigte auch Wirt-
schaftssenatorin Kristina Vogt (Die Linke). 
Deswegen nutzte der Senat die Zusammen-
kunft, um ein mit zehn Millionen Euro ausge-
stattetes Notprogramm für die City anzukün-
digen. Dass es dabei darum gehe, den Struk-
turwandel mitzudenken, mahnte Elke Heyduck 
von der Arbeitnehmerkammer an. Dass Wirt-
schaft und Handel in Bremen dazu nicht fä-
hig sind, ist die bedrückende Erkenntnis, die 
der Gipfel lieferte.
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Von Eiken Bruhn

Für große Aufregung sorgt ein 
vergangene Woche veröffent-
lichtes Positionspapier der Frak-
tion der Grünen in der Bürger-
schaft zur Wohnungspolitik. Es 
geht darin um das Thema ge-
ringerer Flächenverbrauch aus 
Klimaschutzgründen. Ein Punkt 
dabei betrifft Bremer*innen, die 
nach dem Auszug ihrer Kinder 
weiterhin in ihren sehr großen 
Wohnungen leben. Die Grünen 
schlagen vor, dass sie diese mit 
jungen Familien tauschen könn-
ten, die größere Wohnungen 
brauchen.

Die CDU-Fraktion sieht in 
dem Vorschlag die „freiheitli-
che Gesellschaft“ durch „verord-
nete Umverteilung“ in Gefahr, 
die FDP befürchtet eine „öko-
sozialistische Umsiedlung“ und 
fühlt sich an die DDR erinnert. 
Und Klaus Möhle, der erst für 
die Grünen, dann für die SPD 
in der Bürgerschaft saß, wettert 
auf Facebook gegen die Grünen, 
die Alte wie ihn angeblich zum 
Umziehen nötigen wollen. „Wir 
werden so schon zu oft an den 
Rand und in Alteneinrichtun-
gen gedrängt“, schreibt er, und: 
„Ihr könnt mich mal.“

Dabei wollen die Grü-
nen weder ihn noch Margitta 
Schmidtke, eine weitere ehe-
malige SPD-Bürgerschaftsab-
geordnete aus ihren Wohnun-
gen werfen, wie diese ebenfalls 
auf Facebook ihrer Angst Luft 
macht. „Wir wollen nieman-
dem etwas wegnehmen“, beru-
higt Philipp Bruck, klimapoliti-
scher Sprecher der Grünen, der 
das Papier mit verfasst hat. „Es 

Vor allem in diesen typischen Altbremer Häusern leben vergleichsweise wenige Menschen auf sehr viel Fläche   Foto: Ingo Wagner/dpa

geht nur um Leute, die freiwil-
lig umziehen wollen.“ Die gebe 
es tatsächlich, auch unter Grü-
nen-Wählern.

Daran allerdings zweifelt 
Sönke Böhrnsen, Fachanwalt für 
Miet- und Wohnungseigentums-
recht und Sohn des ehemaligen 
SPD-Bürgermeisters Jens Böhrn-
sen. Unter Möhles Facebook-Ein-
trag schrieb er: Die Grünen wür-
den gewiss nicht „an die Klientel 
aus Schwachhausen und Ober-
neuland“ denken, „die auch im 
Alter im Geld schwimmen und 
davon sowieso nicht betroffen 
sein werden“.

ner viel zu großen Wohnung zu 
bleiben, deren Unterhaltung ei-
gentlich kaum zu leisten ist, und 
die häufig nicht barrierefrei ist.“ 
Das Problem sei, dass es zu we-
nig kleinere Wohnungen gebe 
– und diese häufig sogar teurer 
seien als die großen, weil sich 
die Mieten so rasant entwickelt 
hätten.

Die Grünen schlagen nun vor, 
für das Thema Zusammenhang 
zwischen Klimaschutz und ge-
ringerem Flächenverbrauch zu 
sensibilisieren und eine Bera-
tungsstelle zum Thema flächen-
sparendes Wohnen zu schaf-
fen. Zudem sollten Umbauten 
– Verkleinerungen und das Ab-
trennen von Wohnungen – und 
Umzüge finanziell gefördert 
werden.

Eine Tauschbörse, in der 
auch Wohnungen von der Ge-
woba und von Brebau Immo-
bilien enthalten sein sollen, 
soll Ringtäusche ermöglichen. 
Dabei solle geprüft werden, 
ob es eine landesgesetzli-
che Regelung geben kann, die 
Mieter*innen einen Anspruch 
auf Wohnungstausch gewährt. 
Auf diese Weise könnten Miet-
erhöhungen bei Neuverträgen 
umgangen werden. Das funk-
tioniert aber nur, wenn beide 
Tauschpartner*innen alte Ver-
träge haben, die ähnliche güns-
tige Mieten enthalten.

Die Grünen wollen sich 
auch für eine gesetzliche Re-
gelung einsetzen, die es 
Vermieter*innen untersagt, die 
Personenzahl zu begrenzen. 
Denn viele Vermieter*innen 
wollen etwa Drei- und Vierzim-
mer-Wohnungen am liebsten 

an Singles oder Paare mit „ma-
ximal einem Kind“ vermieten, 
wie ein Blick auf die Wohnungs-
börse auf „Schwarzes Brett Bre-
men“ zeigt.

Der Koalitionspartner SPD, 
der die Bremer Baupolitik seit 
Jahrzehnten maßgeblich be-
stimmt und ohne den keine 
dieser Maßnahmen umgesetzt 
werden könnte, findet vieles an 
dem Papier gut, wie ihr baupo-
litischer Sprecher Falk Wagner 
sagt. Um die Wohnungsnot ef-
fektiv zu bekämpfen, müsse 
aber weiter neu gebaut werden. 
„Wer das bestreitet, ist schiefge-
wickelt“, sagt er.

Deshalb sei ihm ein Absatz 
in dem Papier als „unange-
nehm naiv“ aufgestoßen. Da-
rin heißt es, dass eine Politik des 
flächensparenden Wohnens die 
Chance biete, einen Grundkon-
flikt der Wohnungspolitik zu lö-
sen: „Auf der einen Seite die Rufe 
nach mehr bezahlbarem Wohn-
raum und auf der anderen die 
Initiativen gegen Bebauung“, 
etwa der Galopprennbahn, die 
in einem Volksentscheid ver-
hindert wurde. Wenn durch 
flächensparendes Wohnen der 
Bedarf an Neubauten reduziert 
würde, könne das „zur Entschär-
fung dieser Konflikte beitragen“, 
schrei ben die Grünen.

Wagner findet, dass dies einer 
„Not-in-my-backyard-Mentali-
tät“ in die Hände spiele. „Wenn 
Sie so argumentieren, dann 
kann zukünftig keine Wiese 
mehr bebaut werden, weil es 
immer Leute geben wird, die 
es besser finden, wenn überall, 
nur nicht vor ihrer Haustür ge-
baut wird.“

das alle-doof-wetter
Wer ist doofer: Der E-Bike-Dieb, der seine Beute 
mit hocherhobenem, weil abgeschlossenem 
Hinterrad direkt am Besitzer vorbei mogeln wollte 
oder Letzterer, weil er sein teures Gefährt nicht 
angebunden hatte? Definitiv doof: graue 19 Grad

Zwei Coronafälle in Grundschule
An der Grundschule an der Freiligrathstraße 
gibt es zwei miteinander zusammenhängende 
Corona-Infizierte. Diese sollen sich laut Gesund-
heitsbehörde nicht in der Schule angesteckt ha-
ben. Aufgrund der dringenden Annahme, dass 
beide bereits vor mehreren Tagen den Kontakt 
zu der Person hatten, bei der sie sich vermutlich 
angesteckt haben, hat das Gesundheitsamt eine 
Testung aller 50 Kontaktpersonen in der Schule 

durchgeführt sowie für alle eine 14-tägige Quaran-
täne angeordnet. Mit den Testergebnissen wird in 
den nächsten beiden Tagen gerechnet. (taz)

Robin Wood fordert Flughafenschließung
Die Umweltschutzorganisation Robin Wood for-
dert die Schließung des Bremer Flughafens. 2,7 
Millionen Passagiere seien jährlich nötig, damit 
der Airport wirtschaftlich arbeiten könne, ge-
rechnet würde für dieses Jahr aber mit lediglich 

600.000 Flugreisenden. Bereits vor der Corona-
krise war der Flughafen in finanziellen Schwie-
rigkeiten. Deswegen hat Bremen im vergangenen 
Herbst entschieden, künftig mit jährlich 4,2 Mil-
lionen Euro den Betrieb der Flughafenfeuerwehr 
zu finanzieren (taz berichtete). Die durch Corona 
knapp gewordenen öffentlichen Gelder, so Robin 
Wood, müssten statt in den Airport dringend in 
zukunftsträchtige Klimaschutzmaßnahmen in-
vestiert werden. (taz)

Die Uni bekommt eine Kanzlerin
Mit Frauke Meyer soll erstmals eine Frau das Kanz-
lerInnen-Amt der Uni Bremen übernehmen. Der 
Akademische Senat hat in seiner Sitzung am gest-
rigen Mittwoch einen entsprechenden Beschluss 
gefasst. Die Diplomkauffrau und Finanzkontrol-
leurin leitet die Dezernate Dritt- und Sondermittel 
und Personalhaushalt/Stellenwirtschaft der Uni-
versität. Ende des Jahres tritt sie die Nachfolge von 
Uni-Kanzler Martin Mehrtens an. (taz)

nachrichten

Die Grünen beziehen sich 
in ihrem Positionspapier indes 
auf eine repräsentative bundes-
weite Umfrage eines Immobili-
enunternehmens. „Danach ga-
ben fast zwei Drittel der älteren 
Bremer*innen an, dass sie bereit 
sind, in kleinere Wohnungen 
umzuziehen – damit würden 
laut Erhebung 800.000 Quad-
ratmeter Wohnraum frei“, heißt 
es in dem Papier. Und: „Häufig 
sind sie aber gezwungen, in ei-

Der City-Gipfel  
ist gescheitert
Vertreter*innen des Handels haben 
ein Treffen zur Innenstadtrettung 
zum Abwehrkampf genutzt

Tauschen statt Bauen 
Ein Positionspapier der Grünen mit dem Vorschlag, Wohnungen zu tauschen, um 
zugunsten des Klimas den Flächenverbrauch zu reduzieren, sorgt für einen Shitstorm

Die CDU befürchtet 
eine „verordnete 
Umverteilung“,  
die FDP eine 
„ökosozialistische 
Umsiedlung“ und 
Klaus Möhle (SPD) 
sagt: „Ihr könnt  
mich mal“
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